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A N FRA G E 

der Abgeordneten Dr. Graf!, DroPirker 
und Kollegen 

an den Herrn Bundesminister für Inneres 
betreffend die zwangsweise Vorführung von Flüchtlingen zur Einver­
nahme in ausländischen Botschaften 

Im STANDARD vom 22. März 1994 ist folgender Artikel erschienen: 
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Abschiebung in den Irak gestoppt 
Sektionschef Matzka: Zwangsvorführung in der Botschaft aber "der übliche Weg" 

Michael Vßlker 

Wien - Manfred Matzka. zu­
ständiger Sektionschef im In­
nenministerium. hat am Mon-

. tag auf den STANDARD-Be­
, . richt über die geplante Ab­

schiebung zweier Flüchtlinge 
in den Irak reagiert. Matzka 
stellte klar. daß eine Abschie­
bung in den Irak "nicht in 
Frage kommt". 

Wie berichtet. hat die Frem­
denpolizei der Bezirkshaupt­
mannschaft Oberpullendorf 
alle Bemühungen unternom­
men. um einen 25jährigen 
Christen und einen 28jähri­
gen Kurden. beide irakisehe 
Staatsbürger. zurück in ihre 
Heimat zu überstellen. Zu die­
sem Zweck wurde nicht nur 
mit Jordanien Kontakt aufge­
nommen. um trotz des UNO­
Embargos einen Weg in den 
Irak zu finden. sondern auch 
die irakisehe Botschaft in 
Wien eingeschaltet. Beide 
Männer wurden aus der 
Schubhaft gegen ihren Willen 
in der Auslandsvertretung 
Bagdads in Wien vorgeführt. 
Die Fremdenpolizei wollte 
sich auf diesem Wege die für 
eine Abschiebung notwendi­
gen "Heimreisezertifikate" be­
sorgen. In der Botschaft muß­
ten die beiden Männer eine 
Befragung durch Botschafts­
angehörige. zeitweilig auch 
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vom Konsul selbst. über sich 
ergehen lassen. 

Manfred . Matzka. der als 
Vorgesetzter nun in diesen 
Fall eingegriffen hat. sagte ge­
genüber dem STANDARD. daß 
eine zwangsweise Vorführung 
in der Botschaft. in diesem' 
Fall eben jener des Irak. für 
seine Behörde der .. übliche 
Weg" zur·· Erlangung eines 
Heimreisezertifikats sei. 

Der 25jährige assyrische 
Christ hatte sich bereits 1986 
während des Krieges gegen 
den Iran aus seiner Heimat 
abgesetzt. Er war zuerst zum 

Kriegsgegner geflüchtet und 
nach Ende des Krieges weiter 
nach Griechenland. Am 
Weihnachtstag 1993 war er 
schließlich nach einem illea­
gIen Grenzübertritt im Bur­
genland aufgegriffen worden. 
Innerhalb eines Tages war 
sein Asylantrag negativ be­
schieden . worden. seitdem 
sitzt er in Wien in Schubhaft. 
Matzka will nun die Möglich­
keit einer Abschiebung nach 
Griechenland prüfen lassen. 

Der zweite Mann. ein 28jäh­
riger Kurde aus Bagdad. war 
im Februar 1991. als der Krieg 
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um Kuwait seinen Höhepunkt 
erreicht hatte. von der Armee 
desertiert und war ebenfalls 
im Dezember 1993 in Öster­
reich angelangt - illegal. des­
halb sitzt er immer noch in 
Schubhaft. Sein Asylantrag 
war ebenfalls abgelehnt wor­
den. Wohin dieser Mann nun 
abgeschoben werden soll. sei 
laut Matzka noch offen. 

Der Unabhängige Verwal~ 
tungssenat Burgenland. den 
beide Männer angerufen hat­
ten. fand die Abschiebung in 
den Irak trotz drohender To­
desstrafe übrigens .. zulässig". 
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Bestürzt über die in diesem Artikel behauptete Praxis der öster­
reichischen Behörden stellen die gefertigten Abgeordneten an den 
Herrn Bundesminister für Inneres die 

A n fra g e 

1. Ist es richtig, daß Sektionschef Dr. Matzka erklärt hat, daß 
eine zwangsweise Vorführung von Schubhäftlingen in eine Botschaft, 
in diesem Fall jene des Irak, für seine Behörde der "übliche Weg" 
zur Erlangung eines Heimreisezertifikats sei? 

2. Trifft diese Behauptung inhaltlich zu? 

3. Wie oft, an welchen Tagen und vor welche Botschaften wurden 
bisher Schubhäftlinge oder andere Personen von österreichischen 
Sicherheitskräften zur Befragung durch Botschaftsangehörige 

zwangsweise vorgeführt? 

4. Wenn eine solche Praxis besteht: Hat sie Ihre zustimmung? 

5. Auf welcher gesetzlichen Grundlage erfolgen solche Vor­
führungen? 

6. Auf welcher verfassungsrechtlichen Grundlage räumen die öster­
reichischen Sicherheitsbehörden ausländischen Staaten das Recht 
ein, daß Botschaftsangehörige durch die Befragung zwangsweise vor­
geführter Personen in österreich Hoheitsrechte ausüben? 

7. Sind Sie der Auffassung, daß die zwangsweise Vorführung einer 
Person in ausländische Vertretungsbehörden zum Zweck der Befragung 
nicht als strafbare Handlung gegen die Freiheit unter den 
§ 99 StGB fällt, der die widerrechtliche Gefangenhaltung oder den 
Entzug der persönlichen Freiheit auf andere Weise mit Freiheits­
strafe bis zu drei Jahren, unter Umständen aber, die für den 
Betroffenen mit besonders schweren Nachteilen verbunden sind, mit 
Freiheitsstrafe von einern bis zu zehn Jahren bedrohen, und - wenn 
ja - aus welchen Gründen? 
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8. Können Sie ausschließen, daß den solcherart zwangsweise in eine 

ausländische Botschaft - zum Beispiel die des Irak -
vorgeführten Personen aus der Befragung durch Botschaftsangehörige 
besonders schwere Nachteile erwachsen? 

9. Haben Sie diese Praxis mit dem Herrn Bundesminister für Justiz 
abgestimmt? 

10. Haben Sie über diese völkerrechtswidrige, verfassungswidrige 
strafrechtswidrige und gesetzlose Praxis, wenn es sie gibt, eine 

übereinstimmung in der Bundesregierung erzielt? 

11. Sind Sie bereit, dieser völkerrechtswidrigen, 
verfassungswidrigen, strafrechtswidrigen und gesetzlosen 
vorgangsweise, wenn es sie gibt, sofort Einhalt z~\gebieten? 
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